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Antrag 09 
 
Erhöhung der Ernährungssouveränität in Österreich 
 
Die Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien spricht sich für staatliche 
Maßnahmen zur Erreichung der Ernährungssouveränität in Österreich aus. 
 
Um die Qualität der Lebensmittel zu erhalten und eine Grundversorgung mit Lebensmittteln auch 
in Krisenzeiten zu garantieren, sollte die Produktion des Großteils der in Österreich benötigten 
Lebensmittel unabhängig von Düngemitteln oder Futtermittel aus dem Ausland erfolgen.  
 
Wenn z.B. Tiere in Österreich mit gentechnisch verändertem pestizidbelastetem Soja aufgezogen 
werden, und dann möglichst billig ins Ausland wie z.B. China exportiert werden, so ergibt sich 
aus dieser Art der Lebensmittelproduktion eine Fülle von Problemen. Die Massenproduktion von 
Lebensmitteln hat eine drastische Auswirkung auf die Qualität der Lebensmittel, die mit 
Schadstoffen belastet sind und geringere Qualität haben. Hochwertige im Inland produzierte 
Lebensmittel bieten nicht nur höhere Qualität, sondern auch mehr Versorgungssicherheit.  
 
Ein Großteil der Wertschöpfung bei Massenproduktion mit ausländischen Futtermitteln fließt ins 
Ausland, regionale kleine und mittlere Bauern/Bäuerinnen werden zugrunde gerichtet. Sobald die 
Hauptversorgung der Lebensmittel über ausländische Ressourcen gesichert ist, ist man völlig 
abhängig und hat keinen Einfluss mehr auf die Qualität und Preisgestaltung der Produkte. Ganz 
abzulehnen sind daher Handelsabkommen wie TTIP oder CETA, die die landwirtschaftliche 
Eigenversorgung in Österreich auf kurz oder lang völlig zerstören würde. 
 

• Erheben eines jährlichen  Selbstversorgungsindex, wie autark Österreich aktuell ist. 
 
• Steuerliche und gesetzliche Maßnahmen zur Hebung der Nahrungsmittelsouveränität 

 
• Starke Förderung von regionalen Bioprodukten 

 
• Förderung von Klein- und Mittelbetrieben in der Landwirtschaft 

 
• Abbau von bürokratischen Hürden für kleine bäuerliche Betriebe bei der Produktion und 

Vermarktung (z.B. Hausschlachtung etc.) 
 


